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Keine Anzeige ohne „m/w“
Ein mittelständisches Unternehmen muss
einer Rechtsanwältin 13 000 Euro Scha-
densersatz zahlen, weil es in einer Stellen-
anzeige einen „Geschäftsführer“ gesucht
hatte. Die Frau bewarb sich auf die Annon-
ce, wurde aber nicht eingestellt. Das Ober-
landesgericht Karlsruhe sah darin eine
Diskriminierung. Eine Berufsbezeich-
nung müsse sowohl in männlicher wie
weiblicher Form verwendet werden oder
einen geschlechtsneutralen Oberbegriff
beinhalten. Zulässig wäre demnach eine
Erweiterung mit dem Zusatz „/in“ oder
die Ergänzung „m/w“ gewesen. Nach dem
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz
sei zu vermuten, dass die fehlende Berufs-
erfahrung der Bewerberin nicht der einzi-
ge Grund für ihre Nichteinstellung gewe-
sen sei (Az.: 17 U 99/10). Geschaltet hatte
die Anzeige eine Anwaltskanzlei im Auf-
trag des Unternehmens. jja.

Verbot für anonymes Bezahlen
Der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz Peter Schaar hat gefordert, dass
auch weiterhin anonym bezahlt werden
kann. Die Bundesregierung wolle diese
Möglichkeit durch eine Änderung des
Geldwäschegesetzes abschaffen. Schaar
warnt vor einer „flächendeckenden und
systematischen Überwachung sämtlicher
Zahlungsvorgänge“. Es dürfe nicht dazu
kommen, dass eine Tankstelle beim Ver-
kauf einer Prepaid-Karte über 5 Euro die
Personalien des Kunden feststellen und
speichern müsse. „Wenn man diesen An-
satz weiterdenkt, müsste demnächst auch

der Gebrauch von Bargeld registriert wer-
den“, meint Schaar. jja.

„Phantasienotare“ am Werk
Die Notarkammern warnen vor „Phanta-
sienotaren“, die am Telefon falschen Ge-
winnbenachrichtigungen den Anstrich
von Seriosität verleihen. Hinter den syste-
matischen Anrufen stecken demnach Be-
trüger, die „mit bisher ungekannter Dreis-
tigkeit“ Bürger dazu bewegen wollten,
Geld ins Ausland zu transferieren. So be-
richten die Kammern von einer Frau, der
vorgegaukelt wurde, sie habe ein Auto ge-
wonnen. Sie sollte die Kosten für die Versi-
cherung der Überführung des Wagens aus
der Türkei bezahlen. Die vermeintliche
Gewinnerin überwies daraufhin 683 Euro
über eine Transferbank, erhielt aber we-
der ein Fahrzeug, noch bekam sie das
Geld zurück. Im Internet finden sich der
Warnung zufolge sogar gefälschte Seiten
mit Fotos von falschen Notaren. jja.

B eherrschungs- und Gewinnabfüh-
rungsverträge werden in Konzer-

nen häufig abgeschlossen, insbesonde-
re mit GmbHs als abhängigen Gesell-
schaften. Das hat steuerliche Gründe.
So können nämlich Gewinne und Ver-
luste verrechnet werden. Gesell-
schaftsrechtlich hat das aber seinen
Preis. Das gilt sowohl für die be-
herrschte Gesellschaft (sie muss ihren
gesamten Gewinn abführen und ist
den Weisungen der Obergesellschaft
unterworfen) als auch für die herr-
schende Gesellschaft (sie hat bei der
Untergesellschaft jeden Jahresfehlbe-
trag auszugleichen).

Daher ist der Abschluss eines sol-
chen Vertrags an strenge Vorausset-
zungen geknüpft. Die Gesellschafter
beider Gesellschaften müssen zustim-

men, und der Vertragsschluss muss in
das Handelsregister der Untergesell-
schaft eingetragen werden. Gesetzlich
ausdrücklich geregelt ist das zwar nur
für die Aktiengesellschaft. Man ist
sich aber im Ergebnis einig, dass diese
Abschlussvoraussetzungen entspre-
chend auch für die GmbH gelten.

Bislang war aber bei der Kündigung
des Beherrschungs- und Gewinnabfüh-
rungsvertrags mit einer abhängigen
GmbH streitig, ob es dabei ebenfalls
eines Gesellschafterbeschlusses be-
durfte. So meinen manche Juristen,
dass es sich bei der Kündigung um
eine reine Geschäftsführungsmaßnah-
me handele. Andere glaubten, dass
man einen Beschluss zwar schon brau-
che. Aber dabei sei der beherrschende
Mehrheitsgesellschafter mit seinem
Stimmrecht ausgeschlossen, da es um
ein ihm selbst gegenüber vorzuneh-
mendes Rechtsgeschäft gehe.

So kam es dann auch in einem aktu-
ellen Fall zum Streit. Es ging um die
Kündigung des Vertrags durch die ab-
hängige GmbH – und darum, ob die
Ablehnung durch den herrschenden
Mehrheitsgesellschafter, der 90 Pro-
zent der Anteile hielt, maßgeblich
war. Das hat der Bundesgerichtshof
(BGH) jetzt geklärt. Demnach ist ein
Beschluss erforderlich, und der herr-
schende Mehrheitsgesellschafter darf
mitstimmen.

Der BGH verwirft zunächst den Ge-
danken, es handele sich bei der Kündi-
gung um eine bloße Geschäftsfüh-
rungsmaßnahme. Vielmehr sei da-
durch der Eingriff in die Organisati-
onsstruktur der Obergesellschaft
nicht schwächer als beim Abschluss
des Vertrags. Die Gesellschafterver-
sammlung müsse daher zustimmen.
Ferner sei das oben erwähnte Stimm-
verbot hier nicht einschlägig. Zwar
gehe es durchaus auch um ein Rechts-
geschäft gegenüber dem Gesellschaf-
ter. Vom Stimmverbot seien aber in
der Regel innergesellschaftliche Ange-
legenheiten wie eine derartige Kündi-
gung auszunehmen. Hier dominiere
nicht das Eigeninteresse einzelner Ge-
sellschafter (Az.: II ZR 109/10).

Die lange streitige Frage nach dem
Stimmrecht haben die Bundesrichter
somit klar bejaht. Das ist zu begrüßen,
denn den Mehrheitsgesellschafter tref-
fen auch in erster Linie die Folgen.

Klaus J. Müller ist Partner der
Sozietät Schiedermair in
Frankfurt.

NACHGEFRAGT

BERLIN, 20. September. Ende Oktober
soll die „Aktienrechtsnovelle 2011“ nun
endlich vom Bundeskabinett abgesegnet
werden. Das sagte Ulrich Seibert vom
Bundesjustizministerium auf einer Ta-
gung des Deutschen Anwaltvereins in
Berlin. In mehreren Punkten zeichnen
sich jedoch nach zahlreichen Einwänden
Veränderungen gegenüber dem Referen-
tenentwurf ab.

So soll Aktiengesellschaften, die nicht
an der Börse notiert sind, die Ausgabe von
Inhaberaktien doch nicht vollständig ver-
boten werden. Dies hatte das Ministerium
zunächst angestrebt, weil eine Unterorga-
nisation der sieben wichtigsten Industrie-
staaten – die Financial Action Task Force
on Money Laundering (FATF) – darin
eine Möglichkeit für Geldwäsche und Ter-
rorfinanzierung gewittert hatte. Das Fi-
nanzministerium fürchtet, Deutschland
könne auf „Schwarzen Listen“ landen, ob-
wohl die Empfehlungen der FATF völker-
rechtlich nicht verbindlich sind. Die Um-
stellung hätte jedoch zu erheblichen Kos-
ten geführt; auch halten Kritiker die Be-
denken der „G 7“ für realitätsfern. Wie
Seibert deutlich machte, geht der Zug jetzt
wohl dahin, dass nur eine Einzelverbrie-
fung von Inhaberaktien untersagt wird,
nicht aber eine Girosammelverwahrung
der Anteile.

Auf Proteste stieß auch das im Koaliti-
onsvertrag verabredete Vorhaben, mehr
Transparenz über Unternehmen der Städ-
te und Gemeinden zu schaffen. Dazu soll-
te in den Satzungen der Gesellschaften
die Möglichkeit aufgenommen werden
können, die Verschwiegenheitspflicht der
Aufsichtsräte zu lockern und Sitzungen öf-
fentlich abzuhalten. Kommunalpolitiker
fürchteten aber, sie könnten dann von der
öffentlichen Meinung zu wirtschaftlich un-
vernünftigen Entscheidungen gedrängt

werden. „Wir wollten den Beteiligten nur
mehr Freiheit verschaffen“, sagte Seibert.
„Aber an der von uns vorgelegten Geset-
zesformulierung werden wir wohl noch
einmal arbeiten müssen.“

Ansonsten geht es bei der Novelle um
etliche „Aufräumarbeiten“. So hat der
Bundestag schon zweimal das Aktienge-
setz verschärft, um den Missbrauch von
Anfechtungsklagen zur Erpressung von
Unternehmen zu verhindern. Die Zahl
dieser Verfahren sei seither offenbar um
die Hälfte zurückgegangen, berichtete
der oberste Gesellschaftsrechtler von Jus-
tizministerin Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger (FDP) über erste Ergebnisse ei-
ner empirischen Untersuchung. Nun soll
zudem die Möglichkeit, auch noch eine
Nichtigkeitsklage nachzuschieben, auf ei-
nen Monat nach Bekanntgabe der Anfech-
tungsklage befristet werden. Anderen-
falls drohen zusätzliche Verzögerungen
für die Freigabe einer geplanten Transak-
tion durch die Gerichte.

Auf Wunsch der führenden Anwaltsor-
ganisationen arbeitet Seibert überdies an
einer Änderung im Gesetz über Partner-
schaftsgesellschaften. Dadurch soll die
Flucht von Kanzleien in die englische
Rechtsform der „Limited Liability Partner-
ship“ (LLP) gebremst werden. Das Ziel:
Wenn eine Sozietät den Höchstbetrag ih-
rer Haftpflichtversicherung aufstockt,
darf sie die eigene Haftung gegenüber ih-
ren Mandanten auf das Vermögen der
Kanzlei beschränken. Unklar ist noch, wie
dies im Berufsrecht für gemischte Sozietä-
ten etwa mit Steuerberatern umgesetzt
werden soll. Seibert kündigte an, dass die
Haftungsbeschränkung dann im Namen
der Kanzlei deutlich gemacht werden müs-
se – etwa durch den Zusatz „mbB“. Das
Kürzel steht für: „mit beschränkter Berufs-
haftung“.  JOACHIM JAHN

BERLIN, 20. September. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel hat im Bundestag un-
terstrichen: Auch Änderungen der euro-
päischen Verträge dürften kein Tabu sein,
um ein Mehr an Verbindlichkeit des Euro-
päischen Stabilitäts- und Wachstumspak-
tes zu erreichen und den Fortbestand der
EU als „Stabilitätsunion“ zu sichern.
Denn schon jetzt stoßen viele der bereits
auf dem Tisch liegenden Vorschläge, die
eine nachhaltige Sicherung der Stabilität
des Euro durch eine verbesserte europäi-
sche Kontrolle der Haushalte der Mit-
gliedstaaten samt ihrer Verschuldung er-
möglichen sollen, an die Grenzen der gel-
tenden Kompetenzordnung.

Das Euro-Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts wirft allerdings manche
Fragen auf, die die Debatte um die Zu-
kunft der EU prägen werden. Insgesamt
weist die Entscheidung zwar in die richti-
ge Richtung; die bisher ergriffenen Maß-
nahmen zur „Rettung des Euro“ werden
erwartungsgemäß als Maßnahmen einge-
ordnet, die im Einschätzungsspielraum
der Politik stehen. Zugleich wird die Rolle
des Bundestages im Hinblick auf den
künftigen Rettungsschirm gestärkt. Über
die längerfristigen Auswirkungen
herrscht jedoch Unklarheit. Das gilt insbe-
sondere, wenn es um Kompetenzübertra-
gungen auf die EU geht, mit denen der
„Konstruktionsfehler“ der Währungsuni-
on – das Auseinanderfallen der Zuständig-
keiten in europäische Währungspolitik
und mitgliedstaatliche Wirtschafts- und
Finanzpolitik – behoben werden könnte.

In Wiederaufnahme einer Argumentati-
onslinie aus dem Lissabon-Urteil von
2009 definiert der Zweite Senat das Bud-
getrecht als Kernbereich souveräner Staat-
lichkeit und Teil der deutschen Verfas-
sungsidentität. Über seine Verankerung
im Demokratieprinzip wird es sodann an
die Ewigkeitsklausel des Grundgesetzes
gekoppelt (Artikel 79 Absatz 3) und da-
mit zugleich in einem unbestimmten Um-
fang für „europafest“ erklärt.

Zwar ist es richtig, wenn das Gericht be-
tont, dass der Bundestag in einem System
zwischenstaatlichen Regierens die Kon-
trolle über grundlegende Haushaltsent-
scheidungen behalten müsse. Und dass er
seine Budgetverantwortung – eine spezifi-
sche Ausprägung der ebenfalls im Lissa-
bon-Urteil entwickelten allgemeinen Inte-
grationsverantwortung – nicht durch un-
bestimmte haushaltspolitische Ermächti-
gungen auf andere Akteure übertragen
dürfe. Als sensibel erweist sich jedoch
jene Passage des Urteils, der zufolge kei-

ne „dauerhaften völkervertragsrechtli-
chen Mechanismen“ begründet werden
dürfen, „die auf eine Haftungsübernahme
für Willensentscheidungen anderer Staa-
ten hinauslaufen, vor allem wenn sie mit
schwer kalkulierbaren Folgewirkungen
verbunden sind“.

Anders als es auf den ersten Blick den
Anschein haben mag, steht diese Vorgabe
zwar nicht dem permanenten Rettungs-
schirm in Gestalt des geplanten Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus (ESM) ent-
gegen. Denn die Nothilfen werden nur ein-
stimmig, zeitlich begrenzt und inhaltlich
bedingt allein im Interesse der Stabilität

des Euro insgesamt gewährt. In einer
Grauzone bewegen sich nach dem Urteil
jedoch die diskutierten Eurobonds. De-
ren Charakteristikum ist es, dass jeder
Staat der Eurozone für die haushaltspoliti-
schen Entscheidungen anderer Staaten zu-
mindest indirekt mit haftet.

Entscheidend dürfte daher ihre konkre-
te Ausgestaltung sein. Aspekte könnten
insoweit sein, dass ihre Einführung von
der Zustimmung jedes beteiligten Staates
abhängt; ferner dass sie sowohl in ihrem
Volumen als auch zeitlich begrenzt sind
und dass sie mit klaren Auflagen der
Haushaltskonsolidierung verbunden sind

– kurzum, dass mit ihnen keine Anreize
in Richtung einer dauerhaften Transfer-
union gesetzt werden.

In Anlehnung an ihr Lissabon-Urteil
formulieren die Richter darüber hinaus:
Eine das Demokratieprinzip und das
Wahlrecht zum Bundestag verletzende
Übertragung wesentlicher Bestandteile

seines Budgetrechts läge jedenfalls dann
vor, wenn die Festlegung über Art und
Höhe der den Bürger treffenden Abgaben
in wesentlichem Umfang supranationali-
siert würde – und damit der Dispositions-
befugnis des Parlaments entzogen wäre.
Diese verfassungsrechtlichen Schranken,
die das Gericht gegenüber einer parla-
mentarischen Selbstbeschränkung des
Budgetrechts aus dem Grundgesetz ablei-
tet, geraten jedoch in ein Spannungsver-
hältnis zu einer anderen Urteilspassage.
Dort weist das Gericht unter Bezug auf
seine Maastricht-Entscheidung von 1993
völlig zu Recht nochmals darauf hin, dass

die vertragliche Konzeption der Wäh-
rungsunion als Stabilitätsgemeinschaft
Grundlage und Gegenstand des deut-
schen Zustimmungsgesetzes sei.

Die europarechtlich festgelegte und
grundgesetzlich geforderte Sicherung der
Stabilitätsgemeinschaft kann jedoch nur
gelingen, wenn die Krise genutzt wird,
um die Währungsunion durch Vertragsän-
derungen um eine Wirtschafts- und
Finanzunion samt europäischer Haus-
haltskontrolle zu ergänzen. Gerade die-
sen Weg scheint das Gericht in einer Zu-
sammenschau des Lissabon- und des
Euro-Urteils aber zu versperren, wenn es
das Budgetrecht in einem sehr weitgehen-
den Umfang im Kernbereich des Demo-
kratieprinzips verankert. Denn damit er-
klärt es dieses als Teil der deutschen Ver-
fassungsidentität für unveränderlich. Re-
formvorhaben wie die Etablierung einer
effektiven Haushaltskontrolle durch die
Europäische Kommission oder weitere
Schritte hin zu einer Fiskalunion würden
unmöglich. Das Grundgesetz würde da-
mit in der Interpretation des Karlsruher
Gerichts die Ausgestaltung der Währungs-
union als Stabilitätsgemeinschaft zwar
voraussetzen. Geplanten Maßnahmen
zur nachhaltigen Stabilisierung des Euro
würde es aber zugleich einen Riegel vor-
schieben.

Zur rechtlichen Auflösung des entste-
henden Dilemmas könnte beitragen,
wenn man die Überlegungen in den Kon-
text von Integrationsauftrag und Identi-
tätsgarantie des Grundgesetzes stellt.
Dann geht es um die Auflösung eines
Spannungsverhältnisses, im Zuge dessen
der unantastbare Kernbereich des Budget-
rechts freigelegt werden muss. Nur wenn
in diesen Kern eingegriffen würde, wäre
eine Vertragsänderung unzulässig. Dafür
ist aber eine genaue Einzelfallanalyse er-
forderlich. Gelingt dies nicht, würde eine
Reform der Verträge mit dem Ziel einer
verbesserten Sicherung der Stabilitätsge-
meinschaft unmöglich. Dies mit der Kon-
sequenz, dass die Reform der europäi-
schen Verträge um den Preis einer neuen
Verfassung, also unter Aufgabe des gelten-
den Grundgesetzes erkauft werden müss-
te. Das aber wäre ein Schritt, den die
Mehrheit der Bürger aus verständlichen
Gründen wohl nicht bereit wäre zu gehen.
Der Autor ist Inhaber des Lehrstuhls für Öffentli-
ches Recht und Europarecht an der Freien
Universität Berlin.
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Stimmrecht für den
Mehrheitseigner

Das Aktienrecht wird aufgeräumt
Gesetzesnovelle soll im Oktober ins Kabinett

Das Euro-Urteil aus Karlsruhe ist nicht frei von Widersprüchen
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Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Euro-Urteil
manche Fragen unbeantwortet gelassen. Eurobonds bewegen sich
demnach in einer Grauzone. Bei einer engen Auslegung wäre
zudem eine strengere Haushaltskontrolle aus Brüssel unzulässig.
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